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Jeder soll ein Recht auf 
unsere Wasservorräte haben 
Sicherung der Trinkwasserversorgung für die Zukunft 
Wie bereits angekündigt, wird sich 
der Landtag in seiner nächsten, öf­
fentlichen Sitzung am Donnerstag, 
den 5. Juni, u. a. auch mit dem An­
trag der  Regierung zur Schaffung 
eines Wasserrechtsgesetzes befas­
sen. Die Vorlage stellt einen ent­
scheidenden Schritt für die Siche­
rung der  Trinkwasserversorgung in 
unserem Lande dar. 

Probleme der Wasserversorgung 
Bis .nach dem zweiten Weltkrieg 
w a r  Wasser in der Natur fast über­
all in genügender Menge und in 
ausreichender Qualität vorhanden, 
so dass der Bedarf unter Aufwen­
dung nur  geringer Mühen aus den 
natürlichen Vorkommen gedeckt 
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bilanz 
So lautet das Programm: 

Die neue  Regierung darf über  
den  übergeordneten politischen 
Dingen nicht die Verantwortung 
gegenüber  jedem einzelnen 
Liechtensteiner vergessen.  Land­
tag und Regierung werden dazu 
gewählt, damit s ie  sich für alle 
Menschen in unserem Lande ein­
setzen. Deshalb setzt sich d ie  
FBP ein für «regelmässige 
Sprechstunden in denen jeder  
Liechtensteiner mit seinen Pro­
blemen und Anliegen zu jedem 
Regierungsmitglied und jedem 
Landtagsabgeordneten kommen 
kann». 

und so wird gearbeitet: 
Weil viele Mitbürger ihre Proble­
m e  und Anliegen dem Regie­
rungschef direkt vortragen wol­
len, gibt e s  seit  dem Amtsantritt 
d e r  neuen  Regierung eine direkte 
Telefonverbindung zum Regie­
rungschef, die in seiner  Abwesen­
heit von seinem persönlichen S e ­
kretariat betreut wird. Jeder ,  d e r  
eine persönliche Unterredung 
wünscht, wird vom Regierungs­
chef innert kürzestmöglicher Zeit 
persönlich empfangen. Eine 
g rosse  Zahl von Liechtensteinern 
hat  seit  März vergangenen J a h r e s  
von difesen neuen Möglichkeiten 
Gebrauch gemacht,  in manchen 
Fällen konnte schon  im direkten 
Telefongespräch weitergeholfen 
werden. Die nebenamtlichen Re­
gierungsräte und die Landtagsab­
geordneten sind a n  ihrem Wohn­
ort ode r  an  ihrem Arbeitsplatz je­
derzeit zir persönlichen Gesprä­
chen  mit Bürgern bereit. Auch auf 
diesem Weg konnten in den  letz­
ten Monaten viele persönliche 
Anliegen an  die richtige Adresse  

.weitergeleitet und für den  Einzel­
nen  positiv erledigt werden.  
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werden konnte. In früheren Zeiten 
wurden wasserbauliche Mass­
nahmen vornehmlich zum Zwecke 
der Entwässerung oder zum Schutz 
vor Ueberschwemmungen durchge­
führt. In neuerer Zeit haben sich 
durch die Senkung des Wasserspie­
gels Probleme in der Wasserversor­
gung ergeben. Solche bestehen ins­
besondere im Unterland. .Zum 
Zwecke einer gesicherten Wasser­
versorgung haben sich die Gemein­
den des Oberlandes und des Unter­
landes zu Zweckverbänden zusam­
mengeschlossen, die einer gemein­
samen Wasserversorgung dienen. 

Steigender Wasserverbrauch 
Inzwischen hat der Wasserver­
brauch immer mehr zugenommen. 
Es bedarf keiner Erörterung, dass 
vor allem die Industriebetriebe 
einen hohen Wasserverbrauch auf­
weisen. Der Wasserverbrauch im 
Jahre 1973 kann diese Aussage illu­
strieren und belegen. Damals be­
trug der gesamte Wässerverbrauch 
ini Lande 8 260 326 m3. Er teilte sich' 
auf in: 

Haushalt und Gewerbe 48 Pro­
zent (= 3 921 134 m3) 

Industrieverbrauch 52 Prozent (= 
4 305 192 m3). 

Die Industriebetriebe entnehmen 
63 Prozent (= 2 734 834 m3) ihres 
gesamten Wasserbedarfs dem 
Grundwasser." Dies entspricht 33 
Prozent des gesamten Wasserver­
brauches des Landes. Der mittlere 
pro Kopf-Verbrauch pro Tag be­
trägt 1083 Liter. Ein Vergleich mit 
dem schweizerischen pro Kopf-Ver­
brauch zeigt, dass er doppelt s o  
hoch ist wie das schweizerische 
Mittel, das im Jahre 1971 508 Liter 
pro Einwohner und Tag betrug. 

Die Allgemeinheit verdient 
den Vorzug 
Neben den Problemen einer gesi­

cherten Wasserversorgung macht 
sich ein rechtliches Problem nach­
teilig bemerkbar, nämlich das Feh­
len wassergesetzlicher Bestimmun­
gen. In Anbetracht der Bedeutung 
des Wassers, insbesondere des 
Grundwassers, genügen privat­
rechtliche Bestimpiungen, wie sie 
das Sachenrecht enthält, nicht 
mehr. Die Allgemeinheit verdient 
vor  dem Privaten den Vorzug. 
Schon die Verfassung kennt als 
oberste Aufgabe des Staates die 
Förderung der  gesamten Volks­
wohlfahrt. 

Grundwasser kann nicht 
aufgeteilt werden 
Die rechtliche Erfassung des Grund­
wassers als Grundstückbestandteil 
war  einmal darauf ausgerichtet, das 
Grundwasser rechtlich so einzuglie­
dern, wie es den tatsächlichen Be­
dürfnissen einer noch nicht indu­
strialisierten Gesellschaft ent­
sprach. Zum anderen liegt diese Zu­
ordnung des Grund,wassers in 
einem absolutarf ''Eigentumsbegriff 
begründet, d e r  i n \ d e r  zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts unter 
dem Einfluss liberalistischer An­
schauungen weitgehend Anerken­
nung gefunden hatte. Das schweize­
rische Bundesgericht, das sich des 
öftern mit Rechtsstreitigkeiten aus  
Grundwasser zu befassen hatte, er­
kannte schon frühzeitig, dass hin­
sichtlich des Grundwassers eine 
privatrechtliche Zuordnung ohne 
Rücksicht auf die öffentlichrechtli­
chen Auswirkungen nicht ausreich­
te. 
# Man war sich bewusst, dass das 
Grundwasser infolge seiner natür­
lichen Eigenschaften sich weit­
gehend einer eigentumsmässigen 
Beherrschung entzieht und als zu-, 
sammenhängender Grundwasser­
strom nicht, wie die Erdoberfläche, 

flächenmässig aufgeteilt werden 
kann. 

Es herrschte schon damals die Er­
kenntnis vor, dass über die Privat-
rechtsördnung hinaus die soziale 
Bindung des Eigentums an  Gewäs­
sern stärker ausgeprägt ist als beim 
Grundeigentum, die den Schutz des 
Individualeigentums zurückdrängt. 

Die Regierungsvorlage versucht, 
unter Berücksichtigung dieser 
Ueberleguiigen der Bedeutung des 
Wassers für die Allgemeinheit ge­
recht zu werden. 

Umfangreiche Vernehmlassung 
Am 26. April 1974 unterbreitete die 
Regierung den Gemeinden und  den 
interessierten Verbänden den Res-
sortentwurf vom 24. April 1974 zur 
Stellungnahme. Der Ressortentwurf 
fand in seinen Grundsätzen allge­
meine Zustimmung. Eine Reihe 
wertvoller Anregungen fühlte zu 
einer eingehenden Auseinanderset­
zung und zu einer Ueberarbeitung 
des Ressortentwurfs. Die gemach­
ten Anregungen wurden soweit als 
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Wenig Interesse an Politik 
und Kirche? 
Eine Umfrage unter Jugendlichen in Schaan 
Voraussichtlich am 1. Oktober wer­
den im neuen Schaaner Schul- und 
Gemeindezentrum die Freizeiträu­
me für die Jugend ihrer Bestim­
mung übergeben. Um das künftige 
Freizeitzentrum so einzurichten und 
zu organisieren, wie es die Ju­
gendlichen selbst wünschen, führte 
Freizeitleiter Erich Walser eine 
Fragebogenaktion unter Jugendli­
chen im Alter zwischen 13 und 18 
Jahren durch. Die Repräsentativ­
umfrage ist jetzt abgeschlossen und 
ausgewertet. Im einleitendeil Kom­
mentar wird darauf hingewiesen, 
dass die Ergebnisse der Umfrage 
aufgrund der altersmässigen 
Schichtung der Befragten in man-
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chen Punkten mit einer gewissen 
Zurückhaltung zu betrachten sind. 

Sport und Unterhaltung 
60 Prozent der Befragten wollen im 
künftigen Freizeitzentrum Sport be­
treiben, wobei Schv/immen die 
meistgenannte Sportart war. Im 
weiteren sprachen sich 30 Prozent 
für die Schaffung einer Diskothek 
und  20 Prozent für die Einrichtung 
von  Spiel- und Klubräumen aus. 
Nur  5 Prozent sind an der Einrich­
tung einer Gemeindebibliothek in­
teressiert. 

Tanzen als beliebteste 
Freizeitbeschäüigung 
Tanzen oder einfach Musik hören, 
zählen auch in Schaan zu den 
beliebtesten Freizeitbeschäftigun­
gen der Jugendlichen. Auf die 
Frage: «Wo im Freizeitzentrum 
würdest Du Deine Freizeit am lieb­
sten verbringen?» sprachen sich 
fast die Hälfte (45 Prozent für die 
Diskothek aus. 30 Prozent (eine er­
staunlich hohe Zahl) t rugen hier «in 
den  Werk- und Bastelräumen» ein. 
20 Prozent ziehen die Klubräume 
vor, nur 5 Prozent interessieren 
sich für die Gemeindebibliothek. 

Aus der Umfrage des Schaaner 
Freizeitleiters aeht  hervor, dass 65 
Prozent der Jugendlichen am Wo­
chenende hauptsächlich im Raum 
Schaan-Vaduz ausgehen, 25 Prozent 
geht praktisch jeden Abend ir­
gendwohin. Auf das Motiv befragt, 
antworteten 60 Prozent, dass sie 
andere treffen und nicht allein sein 
wollen. 40 Prozent der Jugendli­
chen gaben tanzen und Musik 
hören als Motive an. 

Wenig Interesse 
an Politik und Kirche 
30 Prozent der befragten Jugendli-r 
chen sind der Meinung, dass sie für 
Politik zu jung sind und ohnehin 
kein Stimmrecht besitzen. 25 Pro­
zent geben der mangelnden In­
formation und Vorbereitung in der. 
Schule Schuld an  ihrem eigenen 
Desinteresse an  der Politik. Nur 35 
Prozent aller Befragten (vor allem 
der  jüngsten Jahrgänge) bezeichne­
ten  ihr Verhältnis zur Kirche als 
«gut». 30 Prozent lehnen die Institu­
tion ab oder sie finden keinen Sinn 
dahinter, 10 Prozent möchten die 
Kirche verändern, 25 Prozent leh­
nen eine Antwort «aus persönli­
chen Gründen» ab. 

möglich berücksichtigt. Dabei stand 
die Regierung auch in Kontakt mit 
dem Justizdepartement des Kantons 
Schwyz, der am 11. September 1973 
ein neues Wasserrechtsgesetz er­
lassen hatte. Der nun vorliegende 
Entwurf wurde von der Regierung 
in der Sitzung vom 22. April 1975 
genehmigt und dem Landtag zur Be­
schlussfassung zugeleitet. 

Wahrung des Allgemeinwohls 
Nach Artikel 21 unserer Verfassung 
steht dem Staat das Hoheitsrecht 
über die Gewässer zu. Unter Ho­
heitsrecht über die Gewässer ist 
das Recht zu verstehen, bezüglich 
der Gewässer die im Interesse des 

Fortsetzung* auf S/2 
Pfingsten 
Nur Im Rausch die selbe Sprache? 
Den aussenstehenden Beobachtern 
des Pfingstereignisses kam die Tat­
sache, dass da verschiedenste Spra­
chen gesprochen wurden und doch 
alle einander verstanden, so  merk­
würdig vor, dass sie dachten, die 
Pfingstgemeinde sei «voll süssen 
Weines». Tatsächlich: Manchmal 
verstehen sich erbitterte Feinde Im 
'Rausch ganz gut. 

Zweitausend Jahre später wäre 
man dankbar, der Pfingstgeist, die 
Liebe, wäre etwas mpfir am Werk 
unter uns. Zwar mahgeu e s  nicht ah 
Einrichtungen,.^iM^^sichllcheGe^ 
danken über weite "Distanzen über­
mitteln können. Was In fremden 
Sprachen gesagt wurde, wird lau­
fend übersetzt. Wir hätten die Vor­
aussetzungen, uns zu verstehen, ob­
wohl wir viele Sprache reden. 

Aber oft fehlt e s  an unserer Dispo­
sition, an der Grundvoraussetzung 
zur Verständigung. Wie leicht wird 
man eingestuft und wird, was man 
sagen will,, nicht ernst genommen, 
weil e s  «links» oder «rechts» gefärbt 
erscheint, weil man Ausländer ist 
oder Balzner oder kein Akademiker 
oder nicht dem oder jenem Klub 
angehört. Man verwende einmal ge­
sprächsweise das Wort «Verän­
derung» oder gar «Kulturrevolution» 
(wie beispielsweise Ernst von 
Weizäckelr!) — und gleich geht der 
Laden herunter: Linker Jargon. Oder 
man rede umgekehrt von der Bedeu­
tung staatlicher Ordnung oder gebe 
seihe Wertschätzung der Tradition 
zu — und schon ist man ein reaktio­
närer Knochen. 

Es'gehört zu den deprimierend-
sten Erlebnissen, dass man s o  wich­
tige biblische Begriffe wie «Frieden, 
Befreiung, Gerechtigkeit» gar nicht 
mehr gebrauchen darf in bestimmten 
Kreisen, weil man dann gleich total 
abgeschrieben ist. Man mag das 
nicht hören, e s  ist einem zuwider — 
man will nicht verstehen, was damit 
gemeint ist. 

Es darf aber nicht zu einer Kon­
frontation zweier verfeindeter Lager 
kommen. Wir brauchen die Koopera­
tion von Bewahrendem und Er­
neuerndem, brauchen Dränger und 
Bremser. Wer den andern mit sei­
nem Gedankengut nicht so  ernst 
nimmt wie sich selber, verletzt'das 
Grundgebot des Christentums: «Du 
sollst Gott lieben von ganzem Her­
zen und deinen Nächsten wie dich 
selbst.» 


